Grundsätzliche Überlegungen zum Umgang mit persönlichen Daten im Lebenslauf von Kunden und Kundinnen

Die folgenden Überlegungen dienen dem Zweck, eine Grundlage für AMS-Berater und -Beraterinnen sowie Kursträger zu schaffen, um ein einheitliches Vorgehen im Umgang mit persönlichen Daten im Lebenslauf von Kunden und Kundinnen sicherzustellen. Darüber hinaus sollen sie eine verbindliche Leitlinie für die Erstellung von Drucksorten und für das elektronische Informationsangebot (AMS-Website) zur Verfügung zu stellen.

Um die Thematik in ihrer gesamten Dimension zu erfassen, werden sowohl der Aspekt der Gleich-behandlung, des Datenschutzes sowie der inhaltlichen Mindestanforderungen an Bewerbungs-unterlagen beleuchtet.
1. Gleichbehandlung und Antidiskriminierung
Gesetzliche Grundlage: 
Bundesgesetz über die Gleichbehandlung (GlBG)
Das Arbeitsmarktservice ist laut Gesetz zu nicht diskriminierendem Verhalten verpflichtet. In diesem  Zusammenhang betrifft dies vor allem die „Gleichbehandlung von Männern und Frauen in der Arbeitswelt“ (vgl. GlBG, I. Teil)  und die „Gleichbehandlung in der Arbeitswelt ohne Unterschied der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder sexuellen Orientierung (Antidiskriminierung)“ (vgl. GlBG, II. Teil).

Praxisbezug:
In der Praxis ergeben sich daraus bestimmte Verpflichtungen, die auch im Umgang mit Lebensläufen der Kunden_Kundinnen zu beachten sind.
Es ist dabei klar zu unterscheiden, von wem die Angaben stammen, die im Lebenslauf dargestellt werden. 

Grundsätzlich gilt, dass alle Daten in einem Lebenslauf, die von Kunden_Kundinnen selbst zur Verfügung gestellt werden, keiner Einschränkung im Hinblick auf Gleichbehandlung und Antidiskriminierung unterliegen. Möchte ein Kunde_eine Kundin persönliche Daten, die laut „Gleichbehandlungsgesetz“ zu diskriminierendem Verhalten führen können, aus freien Stücken veröffentlichen, ist dies zu gewähren.
Es ist von Mitarbeitern_Mitarbeiterinnen des AMS aber auf jeden Fall zu unterlassen, an Kunden_ Kundinnen die Forderung zu richten, Angaben im Lebenslauf darzustellen, die unter den Diskriminierungsschutz fallen. Darüber sind auch die Kursinstitute zu informieren, die vom AMS beauftragt werden, mit den Kunden_Kundinnen Lebensläufe zu erstellen.
Unter Diskriminierungsschutz stehen alle Daten, die nachstehend angeführten Sphären zuzurechnen sind:
· Alter

· Geschlecht (Familienstand,  Kinder)
· Ethnische Zugehörigkeit

· Religion und Weltanschauung

· sexuelle Orientierung

Unter bestimmten Umständen, können aber auch andere personenbezogene Daten die Grundlage für diskriminierende Handlungen schaffen, insbesondere dann, wenn diese Daten Rückschlüsse auf diskriminierungsanfällige Eigenschaften oder Lebensumstände einer Person zulassen. Darunter fallen im Besonderen:
· Name

· Staatsangehörigkeit/Nationalität

· Wohnort


· Sprachkenntnisse

· Foto
Name:

Der Name kann unter gewissen Umständen auf eine bestimmte ethnische Zugehörigkeit verweisen und damit auf eine diskriminierungsanfällige Eigenschaft des Kunden_der Kundin. Da es jedoch am österreichischen Arbeitsmarkt üblich ist, sich mit dem vollständigen Namen zu bewerben, ist dieser möglicherweise eintretende Fall zu vernachlässigen und in einem Lebenslauf oder Bewerbungs-schreiben auf jeden Fall der Vor- und Nachname anzugeben bzw. vom Kunden_der Kundin einzufordern.
Staatsangehörigkeit/Nationalität:

Die Staatsangehörigkeit/Nationalität kann im Lebenslauf angegeben werden, muss aber nicht, da der Lebenslauf kein amtliches Dokument darstellt. Die Offenlegung der Staatsangehörigkeit wird jedoch im nachfolgenden Bewerbungsprozedere aller Voraussicht nach unumgänglich sein, da sie – ins-besondere für Kunden_Kundinnen mit Migrationshintergrund  – ein wesentliches Kriterium für die vertragliche Begründung eines Arbeitsverhältnisses darstellt (vgl. u. a. Arbeitserlaubnis, Besteuerung des Einkommens etc.)

Achtung: Staatsangehörigkeit/Nationalität ist nicht zu verwechseln mit „ethnischer Zugehörigkeit“!
Eine Ethnie oder ethnische Gruppe (vgl. éthnos: altgriechisch: [fremdes] Volk) bezeichnet eine abgrenzbare Menschengruppe, der aufgrund ihres intuitiven Selbstverständnisses und Gemeinschaftsgefühls eine eigenständige Identität als Volksgruppe innerhalb eines Staates zuerkannt wird, z. B. Roma in Österreich, Aborigines in Australien, Apachen im Südwesten der USA etc.

Sprachkenntnisse:

Auch die Angabe der Sprachkenntnisse, insbesondere wenn die „Muttersprache“ explizit als solche angeführt wird, kann Diskriminierungstendenzen Vorschub leisten. Der Terminus „Muttersprache“ ist von Beratern_Beraterinnen nicht aktiv zu verwenden. Wünscht der Kunde_die Kundin die Be-zeichnung weiterhin zu führen, ist diesem Wunsch stattzugeben. Ansonsten ist die neutrale Bezeichnung „Sprachkenntnisse“ zu verwenden.
Foto:

Auch ein Foto kann Hinweise auf diskriminierungsanfällige Eigenschaften des Kunden_der Kundin 
(z. B. Alter, ethnische Herkunft, Religionszugehörigkeit etc.) geben. Deshalb ist es auch in diesem Fall dem Kunden_der Kundin zu überlassen, ob er_sie dem Lebenslauf ein Foto beigeben möchte oder nicht. 

Für den Beratungsalltag finden sich im Anhang Beispielfälle und Lösungsvorschläge bzw. Tipps für zweckmäßige Formulierungen zu einigen hier angeführten fraglichen Themenpunkten.
2. Datenschutz
Gesetzliche Grundlage:
Bundesgesetz über den Schutz personenbezogener Daten  (Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000)
§ 1. (1)  Jedermann hat, insbesondere auch im Hinblick auf die Achtung seines Privat- und Familienlebens, Anspruch auf Geheimhaltung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten, soweit ein schutzwürdiges Interesse daran besteht. Das Bestehen eines solchen Interesses ist ausgeschlossen, wenn Daten infolge ihrer allgemeinen Verfügbarkeit oder wegen ihrer mangelnden Rückführbarkeit auf den Betroffenen einem Geheimhaltungsanspruch nicht zugänglich sind.
§ 9. Schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen werden bei Verwendung sensibler Daten
ausschließlich dann nicht verletzt, wenn der Betroffene die Daten offenkundig  selbst öffentlich gemacht hat.
Das Datenschutzgesetz unterscheidet zwischen zwei Arten von Daten:

· personenbezogene Daten –  Angaben, mittels derer die Identität von Betroffenen bestimmt wird oder bestimmbar ist (z. B. Name, Adresse, Telefonnummer etc.)
· „sensible Daten“ – Daten, die besonders schutzwürdig sind

 „Besonders schutzwürdige Daten“ („sensible Daten“) werden laut Gesetz definiert als Daten natürlicher Personen über ihre 
· rassische und ethnische Herkunft

· politische Meinung,

· Gewerkschaftszugehörigkeit

· religiöse oder philosophische Überzeugung

· Gesundheit 
· Sexualleben
Praxisbezug:
Für die Praxis ergibt sich daraus: Möchten Kunden/ Kundinnen aus freien Stücken, „sensible Daten“ in den Lebenslauf aufnehmen, ist dies zu gewähren.  In jedem anderen Fall ist die Verwendung von sensiblen Daten zu unterlassen. Dies beinhaltet auch,  dass Kunden_Kundinnen nicht dazu aufge-fordert werden dürfen, weder von Beratern/Beraterinnen des AMS noch von Mitarbeitern/ Mitarbeiterinnen diverser Kursinstitute, diese Daten in ihrem Lebenslauf darzustellen.
3. Inhaltliche Mindestanforderungen im Lebenslauf
Gesetzliche Grundlagen:
Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG)
§ 25. (1) Das Arbeitsmarktservice, das Bundesverwaltungsgericht und das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz sind  zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, insoweit ermächtigt, als diese zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung sind. 
Abs. (7) Gesundheitsdaten (Abs. 1  Z  4) dürfen ausschließlich zur Beurteilung der Arbeitsfähigkeit vom Arbeitsmarktservice an den zuständigen Träger der Sozialversicherung und an den zuständigen Träger der Sozialhilfe sowie von diesen Trägern an das Arbeitsmarktservice übermittelt werden. Jede Übermittlung von Gesundheitsdaten ist zu protokollieren.
Abs (8) An Arbeitgeber dürfen ausschließlich solche Daten gemäß Abs. 1 übermittelt werden, die für die Begründung eines Arbeitsverhältnisses und die Beurteilung der beruflichen Eignung der Arbeitsuchenden benötigt werden. Gesundheitsdaten dürfen an Arbeitgeber nicht übermittelt werden.

§ 29. (1) Ziel des Arbeitsmarktservice ist es, (…) zur Verhütung und Beseitigung von Arbeitslosigkeit unter Wahrung sozialer und ökonomischer Grundsätze im Sinne einer aktiven Arbeitsmarktpolitik auf ein möglichst vollständiges, wirtschaftlich sinnvolles und nachhaltiges Zusammenführen von Arbeitskräfteangebot und -nachfrage hinzuwirken, und dadurch die Versorgung der Wirtschaft mit Arbeitskräften und die Beschäftigung aller Personen, die dem österreichischen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, bestmöglich zu sichern. (…)
Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG)

§ 6. (1)  Bei der Arbeitsvermittlung dürfen nur solche Daten erhoben und verarbeitet werden, die in einem unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit der Besetzung der offenen Stelle oder mit der beabsichtigten beruflichen Verwendung der Arbeitsuchenden stehen. Insbesondere dürfen Daten, welche ausschließlich die persönliche oder religiöse Sphäre betreffen, und Daten über die Mitgliedschaft in Parteien oder Vereinen nicht erfasst werden. Die erhobenen und verarbeiteten Daten dürfen ausschließlich zum Zweck der Arbeitsvermittlung verwendet und nur jenen Personen zugänglich gemacht werden, die mit der Arbeitsvermittlung befasst sind.

Abs (3)  Die Vormerkung einer arbeitsuchenden Person gilt als Zustimmung zur Weitergabe der Daten an Arbeitgeber; gerechtfertigte Einschränkungen, insbesondere sachlich gebotene Sperrvermerke, sind jedoch zu beachten.

Abs (4)  Das Arbeitsmarktservice hat für eine Veröffentlichung gemeldeter freier Arbeitsplätze und Ausbildungsstellen sowie der Arbeitsgesuche zu sorgen, soweit dies zur erfolgreichen Durchführung der Arbeitsvermittlung zweckmäßig und unter erücksichtigung des damit verbundenen Aufwandes gerechtfertigt ist.
Praxisbezug:
Es liegt im Selbstverständnis des Arbeitsmarktservice, den Vermittlungsprozess so weitgehend wie möglich, diskriminierungsfrei zu gestalten und den Datenschutz zu sichern. Damit das Arbeits-marktservice jedoch erfolgreiche Vermittlungsarbeit im Sinne der Erfüllung seines gesetzlichen Auftrages leisten kann, ist es gleichzeitig gefordert, an bestehende Strukturen am Arbeitsmarkt anzuknüpfen.
Gemäß den Gepflogenheiten am österreichischen Arbeitsmarkt stellt ein Lebenslauf derzeit noch immer den wichtigsten Bestandteil einer Bewerbung dar. Es hat sich dabei empirisch
 herausgestellt,   dass die Angabe bestimmter Informationen im Lebenslauf von vielen Unternehmen als Voraussetzung betrachtet wird, um in einem landesüblichen Bewerbungsverfahren erfolgreich zu sein. 
Einen Ausweg aus diesem Dilemma bietet ausschließlich ein anonymisierter Rekrutierungsprozess. Um daraus ein sinnvolles Ergebnis zu erzielen, muss dieser jedoch in weitreichendem Ausmaß von den Arbeitgebern mitgetragen werden. Das anonymisierte Bewerbungsverfahren findet in Österreich seitens der Unternehmen bis jetzt nur wenig Akzeptanz.

Aus diesem Grund wurde entschieden, dass Lebensläufe, die von Kunden_Kundinnen beigebracht werden, bestimmte Mindestinformationen enthalten müssen. 

Diese Regelung gilt in Folge auch für alle Kursinstitute, die im Auftrag des AMS mit Kunden_Kundinnen Lebensläufe erstellen.
Für die Veröffentlichung des Lebenslaufes im Internet und die Weitergabe des Lebenslaufs an interessierte Unternehmen  bedarf es keiner gesonderten Zustimmung der Kunden_Kundinnen.
Die Vormerkung gilt als Zustimmung zur Weitergabe der Daten. Diese Vorgangsweise ist Teil des Vermittlungsprozesses und wird den Kunden_Kundinnen u. a. auch in den Allgemeinen Geschäfts-bedingungen zur Kenntnis gebracht.
Übersicht:

Die nachstehenden beiden Tabellen fassen Mindestanforderungen und optionale Angaben in einer leicht fasslichen Übersicht zusammen. 

Das Raster auf dem die Mindestanforderungen abgebildet sind, dient dazu, alle Berater_Beraterinnen im AMS bzw. auch alle von Kursinstituten, die mit der Erstellung von Lebensläufen betraut sind, eine übersichtliche Darstellung anzubieten, auf der mit einem Blick ersichtlich ist, welche Daten ein Lebenslauf enthalten muss, weil sie für einen erfolgreichen Vermittlungsprozess von unbestreitbarer  Relevanz sind. Diese Daten sind von den Beratern/Beraterinnen auf ihre Vollständigkeit im Lebenslauf zu überprüfen und gegebenenfalls von den Kunden_Kundinnen aktiv einzufordern.

Beim Raster mit den optionalen Angaben handelt es sich um eine Übersicht jener Daten, die nicht unmittelbar und sachbezogen dazu beitragen, die berufliche Eignung eines Kunden_einer Kundin zu beurteilen bzw. in die Sphäre „besonders schutzwürdiger Daten“ laut Datenschutzgesetz fallen oder schutzwürdige personenbezogene Daten laut Gleichbehandlungsgesetzt darstellen. In diesen Fällen bleibt es der Entscheidung des Kunden_der Kundin überlassen, ob er_sie diese Informationen im Lebenslauf zur Verfügung stellen will oder nicht.
Mindestangaben:
	Angaben
	Anmerkungen

	Namen (Vorname, Familienname, inkl. Titel  bzw. akademischer Grad)
	Keine

	Kontaktmöglichkeit
	Die Kontaktaufnahme mit dem Bewerber_der Bewerberin muss gewährleistet sein. Es sind daher entweder die E-Mail-Adresse und/oder 
eine Postadresse und/oder die Telefonnummer anzugeben, unter der die Erreichbarkeit sicher-gestellt ist.

	Name vorheriger Arbeitgeber
	Keine

	Stellung im Betrieb und Beschreibung der 
Tätigkeiten
	Es soll klar hervorgehen, in welcher  Position
(z. B. Abteilungsleiter_in, Sachbearbeiter_in etc.)  in welcher Abteilung eines Betriebes gearbeitet wurde und welche Tätigkeiten hauptsächlich durchgeführt wurden.

	Dauer der Beschäftigung
	Monatsgenau angeben

	Bezeichnung der Aus- bzw. Weiterbildung, 
Beschreibung der erworbenen Kenntnisse, Dauer der Ausbildung, ggf. Abschluss (falls 
vorgesehen)
	Die durch die Ausbildung erlangte Berufsbe-zeichnung bzw.  alle beruflich relevanten Kennt-nisse, die durch Aus- und Weiterbildung erwor-ben wurden, werden dargestellt. Die Absol-vierung der Pflichtschule muss bei weiterführ-enden Ausbildungen nicht angegeben werden.

	Sonstige relevante Kenntnisse
(sofern vorhanden)
	Fokus ist auf jene Kenntnisse  und Fertigkeiten zu legen, die für die aktuelle Arbeitssuche von 
Relevanz sind. Zu beachten, speziell bei der An-gabe von
-  Sprachkenntnissen: immer das Sprachniveau 
   angeben (entweder gemäß dem europäischen 
   Referenzrahmen: A1-C2 oder in einer daran an-
   gelehnten verbalen Beschreibung: z. B.  Grund-
   kenntnisse, sehr gut in Wort und Schrift etc.)
-  Computerkenntnissen: immer Angaben zur
  Programmbezeichnung und Version machen;
  eine Selbsteinschätzung im Hinblick auf das 
  offerierte Niveau (z. B. Grundkenntnisse, sehr
  gute Kenntnisse etc.) vornehmen.  


Optionale Angaben:
	Angaben
	Anmerkungen

	Geburtsort
	personenbezogene Daten ohne Relevanz für die Darstellung der beruflichen Eignung im Lebens-lauf

	Staatszugehörigkeit/Nationalität
	personenbezogene Daten ohne Relevanz für die Darstellung der beruflichen Eignung im Lebens-lauf

	Ethnische Zugehörigkeit
	„sensible Daten“ nach DSG, schutzwürdige Daten nach dem Gleichbehandlungsgesetz

	Wohnort
	personenbezogene Daten ohne Relevanz für die Darstellung der beruflichen Eignung im Lebens-lauf

	Geburtsdatum
	schutzwürdige Daten nach dem Gleichbehand-lungsgesetz (Alter)

	Geschlecht
	schutzwürdige Daten nach dem Gleichbehand-lungsgesetz (Geschlecht)

	Familienstand (Kinder)
	personenbezogene Daten ohne Relevanz für die Darstellung der  beruflichen Eignung im Lebens-lauf

	Foto
	Beigabe eines Fotos im Lebenslauf üblich, aber kein Muss. 
Foto lässt ggf. indirekt  Schlüsse auf schutz-würdige Daten nach dem Gleichbehandlungs-gesetz  (z. B. Geschlecht, Alter etc.) oder auf „sensible Daten“ nach dem Datenschutzgesetz 
(z. B. rassische Zugehörigkeit, Religionszugehör-igkeit etc.) zu.

	Hobbies, Interessen, Vereinstätigkeiten, soziales Engagement

zu: Hobbies, Interessen, Vereinstätigkeiten, soziales Engagement


	„sensible Daten nach DSG“ – sofern es sich um Angaben zu Partei-, Gewerkschafts- oder  Religionszugehörigkeit handelt; die Offenlegung dieser Daten ist nur dann als sinnvolle Zusatz-information in einem Lebenslauf zu werten, wenn es sich um die Bewerbung bei einem entsprechenden Tendenzbetrieb handelt.

Die Angabe von Hobbies und Interessen ist eben-falls nur dann von Vorteil, wenn dadurch ein positiver Effekt für die Bewerbung zu erwarten ist.

	Religiöses Bekenntnis, Weltanschauung
	„sensible Daten nach DSG“, schutzwürdige Daten nach dem Gleichbehandlungsgesetz

	Sexuelle Orientierung
	„sensible Daten nach DSG“, schutzwürdige Daten nach dem Gleichbehandlungsgesetz

	Gesundheit
	„sensible Daten“ nach DSG


Beispielfälle, Lösungsvorschläge, Formulierungstipps

Beispielfall 1: „Kinder“
Eine Frau mit Kinderbetreuungspflichten möchte ihren Lebenslauf schreiben. Da sie jedoch schon mehrmals die Erfahrung gemacht hat, dass sie als Mutter von zwei minderjährigen Kindern nur selten und mit Vorbehalten zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen wird, bittet sie Ihre AMS-Betreuerin um Rat. Sie möchte wissen, ob es nicht besser wäre, die Kinder im Lebenslauf zu verschweigen.

	FALSCH:

AMS-Beraterin: „Lassen Sie die Kinder im Lebenslauf einfach weg – damit haben Sie sicher bessere Chancen, überhaupt einmal zu einem Gespräch eingeladen zu werden.“ 

Begründung:

· Aufforderung, wesentliche Angaben im Lebenslauf nicht zu tätigen und damit eventuell
das Vertrauensverhältnis zwischen Arbeitnehmerin und Arbeitgeber zu belasten

· Die Aussage selbst, kann als Diskriminierung von Frauen mit Kindern ausgelegt werden


	RICHTIG:

AMS-Beraterin: „Sie sind gesetzlich nicht dazu verpflichtet, ihre Kinder im Lebenslauf anzuführen. Wenn abzusehen ist, dass sich Ihre Betreuungspflichten auf das Arbeitsleben auswirken, haben Sie die Möglichkeit, dies im Vorstellungsgespräch zur Sprache zu bringen. “ 

Begründung:

· Korrekte Aussage im Hinblick auf bestehende rechtliche Gegebenheiten

· Berücksichtigung der Betreuungssituation sowohl im Sinne der Kundin wie auch des potentiellen Arbeitgebers


Beispielfall 2 : „Muttersprache“
Ein Kunde kommt zu seinem AMS-Beratungstermin und zeigt der Beraterin seinen Lebenslauf. Er verfügt über ein abgeschlossenes naturwissenschaftliches Studium und möchte sich für eine Stelle als Lebensmittelchemiker bewerben. Im Lebenslauf sind seine Sprachkenntnisse angeführt, u. a. in der Form, dass dort steht: „Muttersprache: Türkisch“. Der Kunde möchte nun wissen, ob das seine Chancen, zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen zu werden, verringert. Er meint, wenn er Türkisch als Muttersprache angibt, könne das eventuell zu Missverständnissen führen, denn er lebt ja schon sein 20 Jahren in Österreich und beherrscht Deutsch sehr gut.
	Formulierungsvorschlag:

AMS-Beraterin:  „Eine Möglichkeit, Ihre sprachlichen Kenntnisse anzugeben, besteht auch darin, die Formulierung neutral zu wählen. Sie können allgemein „Sprachkenntnisse“ angeben und darunter die jeweiligen Sprachen mit ihrem entsprechenden Sprachniveau anführen.“ 


Beispielfall 3: „Foto“
Eine Kundin kommt in die Beratung und möchte von ihrem Berater wissen, ob sie ihrem Lebenslauf wirklich ein Foto beigeben muss. Im Jobinserat wird ein solches nämlich gefordert, aber sie hat kein Foto, von dem sie meint, dass es sie sympathisch darstellt und sie hat jetzt auch nicht das Geld, ein gutes Foto beim Fotografen machen zu lassen.
	Formulierungsvorschlag:

AMS-Berater: „Sie sind nicht verpflichtet dem Lebenslauf ein Foto beizugeben. Allerdings ist zu bedenken, dass ein gutes Foto oft als positiver Verstärker wirkt. Es ist auch nach wie vor üblich, dem Lebenslauf ein Foto beizugeben. Vielleicht ist es Ihnen ja eine Überlegung wert, doch in ein gutes Bild zu investieren, um zukünftig Ihre Chancen, auf eine Einladung zu einem Gespräch zu erhöhen.“


� Untersuchung des Instituts L&R Sozialforschung im Auftrag des AMS: „Anforderungen von Unternehmen im Zusammenhang mit der Personalsuche“, 2009, S. 29 ff
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